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Vorwort und Benutzungshinweise 

Die Sammlung „Entscheidungen in Kirchensachen seit 1946“ (KirchE) 
veröffentlicht Judikatur aus allen Zweigen der Rechtsprechung zum 
Verhältnis von Kirche und Staat und zu weiteren Problemkreisen, die 
durch die Relevanz religiöser Belange gekennzeichnet sind. Bis zum 
Jg. 38 (2000) wurden nur Entscheidungen deutscher staatlicher Gerichte 
aufgenommen. Die steigende Bedeutung religionsrechtlich relevanter 
Fragen in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte (EGMR) und des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) macht 
es unerlässlich, auch deren Judikatur zu berücksichtigen. Dabei werden 
vornehmlich solche Entscheidungen ausgewählt, die aus Verfahren in 
Deutschland hervorgegangen oder sonst von grundsätzlicher Bedeutung 
sind. Die Veröffentlichung erfolgt in einer Amtssprache oder amtlichen 
Übersetzung, die der Gerichtshof für die amtliche Ausgabe der jeweiligen 
Entscheidung verwendet hat. Ebenso bleibt die von der deutschen Praxis 
abweichende Form der Entscheidungen und der Abkürzungen gewahrt. 
Die in der Zeit von 1965 bis 2001 ergangenen Entscheidungen des EGMR 
und EuGH zu religionsrechtlichen Fragen sind in einem Sonderband 42 
KirchE-EU (2007) dokumentiert.

In Fußnote 1 finden sich neben Quellenangaben auch Hinweise auf den 
Fortgang des Verfahrens (Rechtsmittel, Rechtskraft). Etwaige weitere 
Entscheidungen aus dem Rechtsmittelzug werden, soweit sie wesentliche 
Ausführungen zu religionsrechtlichen Fragen etc. enthalten, in späteren 
Bänden von KirchE abgedruckt. Die Kennzeichnung einer Entscheidung 
als nicht veröffentlicht (n.v.) bezieht sich nur auf Entscheidungssamm-
lungen und Zeitschriften; eine Zugriffsmöglichkeit in Datenbanken (z.B. 
JURIS) wird nicht nachgewiesen. 

Entscheidungen zum Asylrecht und Sonn- und Feiertagsrecht, in denen 
religiöse Aspekte relevant sind, werden aus Raumgründen in der Regel 
nur mit einem Urteil etc. im Volltext dokumentiert; weitere einschlägige 
Entscheidungen im Veröffentlichungszeitraum sind dort in der Fußnote 1 
nachgewiesen. Dasselbe gilt für Entscheidungen aus dem Arbeitsrecht, 
die -  wie beispielsweise auf dem Gebiet der Eingruppierung von Dienst-
kräften -  nur am Rande kirchentypische Merkmale aufweisen. 

Die Herausgeber haben die Sammlung als Judikatur-Archiv konzi-
piert. Für die Aufnahme einer Entscheidung ist maßgebend, ob der Ver-
fahrensgegenstand und die religionsrechtlichen Erwägungen für Wissen-
schaft und Praxis von Interesse sind. Deshalb wurden zum Teil auch 
instanzgerichtliche Judikate und Entscheidungen berücksichtigt, die im 
weiteren Verlauf des Verfahrens keinen Bestand hatten. Angesichts die-
ses breiten Themenkatalogs kann eine Vollständigkeit dieser Sammlung 
nur angestrebt werden, wenn man eine gewisse zeitliche Distanz in Kauf 
nimmt.



VI Vorwort und Benutzungshinweise 

Soweit die als amtlich gekennzeichneten Leitsätze der Gerichte ver-
wendet wurden, ist dies vermerkt. Im Übrigen wurden die Leitsätze mög-
lichst auf den religionsrechtlich relevanten Inhalt der Entscheidung 
beschränkt. Dasselbe gilt für die von den Herausgebern gefasste Sach-
verhaltsschilderung, für die Prozessgeschichte und die Entscheidungs-
gründe. Der z.T. unterschiedliche Zitier- und Abkürzungsmodus ist nur 
angeglichen, wo Verwechslungen in Betracht kommen. Soweit die Ge-
richte in den Entscheidungsgründen eine Zitiermöglichkeit nach Absatz- 
oder Zeilennummern vorgesehen haben, ist die fortlaufende Zählung - 
kursiv und in eckige Klammern gesetzt - übernommen worden. Das Ab-
kürzungsverzeichnis wurde im Wesentlichen auf Publikationsorgane und 
Zeitschriften beschränkt. Zur Auflösung von weiteren juristischen Ab-
kürzungen wird auf Kirchner/Butz, Abkürzungsverzeichnis der Rechts-
sprache, 5. Aufl., Berlin 2003, verwiesen. Soweit in den Urteilen etc. auf 
andere Entscheidungen, die auch in KirchE abgedruckt sind, Bezug ge-
nommen wird, ist die Fundstelle durch einen Quellenzusatz nachgewiesen.

Über die in den Bänden 1-25 erschienene Judikatur informiert zusätz-
lich ein im Jahr 1993 erschienener Registerband. 

Zugänge zur Judikatur kirchlicher Gerichte, die in dieser Sammlung 
schon aus Raumgründen nicht berücksichtigt werden kann, eröffnen die 
Rechtsprechungsbeilage zum Amtsblatt der EKD (jeweils Beilage zu Heft 4 
eines Jahrganges) und die kirchenrechtlichen Fachzeitschriften, insbe-
sondere das „Archiv für katholisches Kirchenrecht“ und die „Zeitschrift 
für evangelisches Kirchenrecht“; in letzterer bietet Markus Kapischke 
(Jg. 46 [2001], S. 63-85) einen Fundstellennachweis der Rechtsprechung 
der evangelischen Kirchengerichte in den Jahren 1991-2000. Die Spruch-
praxis arbeitsrechtlicher Schiedsstellen im Bereich der Katholischen 
Kirche ist u.a. aus der Zeitschrift „Die Mitarbeitervertretung“ ersichtlich. 

Seit seiner Gründung (1963) erscheint das Werk in Zusammenarbeit 
mit dem Institut für Kirchenrecht und rheinische Kirchenrechtsgeschichte 
der Universität zu Köln und wird dort auch redaktionell betreut. Unter 
denen, die die Arbeiten am vorliegenden Band der Entscheidungssamm-
lung durch ihre Mitwirkung gefördert haben, seien namentlich genannt 
Dipl.-Bibliothekar Christian Meyer und stud. iur. David Altmaier, Jennifer 
Kahn, Natalie Kahn, Linda Krewerth, Julia Palm und Kerstin Sieberns. 
Frau Petra Schäfter (Berlin) sei für die druckfertige Erstellung des Ma-
nuskripts gedankt. 

Den Benutzern der Sammlung, Herrn Prof. Dr. Hermann Weber (Bad 
Vilbel), den Gerichten und kirchlichen Stellen, insbesondere dem Kirchen-
amt der EKD in Hannover und dem Institut für Staatskirchenrecht der 
Diözesen Deutschlands in Bonn, schulden die Herausgeber herzlichen 
Dank für Hinweise und die Zusendung bisher unveröffentlichter Ent-
scheidungen; sie werden diese Mithilfe auch weiterhin zu schätzen wissen. 

Köln, im Herbst 2008 Stefan Muckel Manfred Baldus
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 Religionsunterricht 1 

1

Zur Frage des Religionsunterrichts an öffentlichen Schulen in 
Brandenburg (hier: Unzulässigkeit einer Verfassungsbeschwerde 
evangelischer Eltern und Schüler) 

Art./§§ 3 Abs. 1, 7 Abs. 3 GG, 9 Abs. 2-4 Bbg.SchulG 
BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 8. Januar 2004 - 1 BvR 1406/021 - 

Das Brandenburgische Schulgesetz (Bbg.SchulG) vom 12.4.1996 
(GVBl. I S. 102) regelte das Recht der Kirchen und Religionsgemein-
schaften, in den Räumen der öffentlichen Schulen des Landes Branden-
burg Religionsunterricht zu erteilen, in § 9 Abs. 2 u. 3. Daneben war in 
§ 11 Abs. 2 bis 4 und § 141 das Nähere über das Unterrichtsfach Lebens-
gestaltung-Ethik-Religionskunde bestimmt. Nachdem diese Regelungen 
in mehreren Verfahren beim Bundesverfassungsgericht angegriffen wor-
den waren, schlug dieses im Anschluss an die mündliche Verhandlung 
vom 26.6.2001 eine einvernehmliche Verständigung über den Verfah-
rensgegenstand vor (vgl. BVerfGE 104, 305). Aufgrund dieses Vorschlags 
hat der Landtag Brandenburg das Dritte Gesetz zur Änderung des 
Brandenburgischen Schulgesetzes vom 10.7.2002 (GVBl. I S. 55) be-
schlossen. Anträge auf Erlass einstweiliger Anordnungen mit dem Ziel, 
die Beratung, Verabschiedung und das In-Kraft-Treten dieses Gesetzes 
zu verhindern, waren erfolglos (vgl. BVerfGE 105, 235; BVerfG, Be-
schluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 28.7.2002 - 1 BvQ 25/02 -).  

Die Verfahren, die das Brandenburgische Schulgesetz in seiner ur-
sprünglichen Fassung betrafen, hat das Bundesverfassungsgericht, so-
weit die zugrunde liegenden Anträge nach dem Ergehen des Dritten Än-
derungsgesetzes zurückgenommen worden waren, mit Beschluss vom 
31.10.2002 eingestellt; die Verfassungsbeschwerde von zwölf Beschwer-
deführern, die eine Rücknahme nicht erklärt hatten, hat es verworfen 
(vgl. BVerfGE 106, 210, KirchE 41, 152).

Durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen Schul-
gesetzes sind insbesondere die Teilnehmerzahl für Lerngruppen, in de-
nen der Religionsunterricht durchgeführt wird, festgelegt, die Einord-
nung dieses Unterrichts in die Unterrichtszeit geregelt (jeweils § 9 Abs. 3 
Bbg.SchulG), Grundlagen für die Bewertung der Leistungen im Religions-
unterricht und deren Aufnahme in das Zeugnis geschaffen (§ 9 Abs. 4 
Bbg.SchulG), Regelungen für Lehrkräfte, die im Auftrag von Kirchen 
und Religionsgemeinschaften Religionsunterricht erteilen, getroffen (§ 9 
Abs. 5, § 88 Abs. 1 Satz 4 Bbg.SchulG) und die Möglichkeit der Befreiung 
von der Teilnahme am Unterricht in dem Fach Lebensgestaltung-Ethik-

                                                          
1 EuGRZ 2004, 112; LKV 2004, 227; NVwZ 2004, 323. 
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Religionskunde neu geregelt worden (§ 11 Abs. 3 Satz 4 u. 5 
Bbg.SchulG). Die auf der Grundlage des § 9 Abs. 6 Bbg.SchulG ergange-
ne Religionsunterrichtsverordnung (RUV) vom 1.8.2002 (GVBl. II S. 481) 
enthält ergänzende Bestimmungen für den Religionsunterricht.

Mit der Verfassungsbeschwerde wenden sich die Beschwerdeführer, 
evangelische Eltern und Schüler, unter ihnen auch diejenigen, deren 
Verfassungsbeschwerde mit dem Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts vom 31.10.2002 verworfen wurde, unmittelbar gegen § 9 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 3 bis 7, § 11 Abs. 3 Satz 4 u. 5 sowie § 88 Abs. 1 Satz 4 
Bbg.SchulG in der auf dem Dritten Änderungsgesetz beruhenden Fas-
sung. Sie sehen in diesen Regelungen einen Verstoß gegen Art. 1 Abs. 3, 
Art. 2 Abs. 1, Art. 3 Abs. 3 Satz 1, Art. 4 Abs. 1 u. 2, Art. 6 Abs. 1 u. 2, 
Art. 7 Abs. 1 bis 3 und Art. 19 Abs. 2 GG.

Die Verfassungsbeschwerde wurde nicht zur Entscheidung angenom-
men.

Aus den Gründen:

[6] Die Voraussetzungen des § 93a Abs. 2 BVerfGG sind nicht erfüllt. 
Der Verfassungsbeschwerde kommt, wie auch der Erste Senat des Bun-
desverfassungsgerichts in der Beratung am 9.12.2003 angenommen hat, 
grundsätzliche verfassungsrechtliche Bedeutung nicht zu. Ihre Annahme 
ist auch nicht zur Durchsetzung der von den Beschwerdeführern als ver-
letzt bezeichneten Verfassungsrechte angezeigt. Denn die Verfassungs-
beschwerde ist unzulässig, weil sie nicht den Anforderungen entspricht, 
die nach § 92 in Verbindung mit § 23 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 BVerfGG 
an die Begründung einer Verfassungsbeschwerde zu stellen sind.

[7] 1. Eine Verfassungsbeschwerde ist nach § 93 Abs. 1 Satz 1 BVerfGG 
binnen eines Monats nicht nur einzulegen, sondern auch zu begründen. 
Letzteres erfordert gemäß § 92 und § 23 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 
BVerfGG, dass das angeblich verletzte Recht bezeichnet und der seine 
Verletzung enthaltende Vorgang substantiiert dargelegt wird (vgl. 
BVerfGE 81, 208 [214] mwN; 99, 84 [87]). Das Bundesverfassungsgericht 
muss aufgrund des Beschwerdevorbringens, das ihm innerhalb der Ein-
legungs- und Begründungsfrist unterbreitet worden ist, in der Lage sein 
zu beurteilen, ob der angegriffene Hoheitsakt mit dem Grundgesetz im 
Einklang steht (vgl. BVerfGE 93, 266 [288]).

[8] 2. Diesen Maßstäben wird der Vortrag der Beschwerdeführer auch 
nicht ansatzweise gerecht.

[9] a) Soweit sich diese kritisch mit der Vorgehensweise des Bundes-
verfassungsgerichts auseinandersetzen, die in den Verfahren, die sich 
auf das Brandenburgische Schulgesetz in seiner Ursprungsfassung bezo-
gen, zu dem Verständigungsvorschlag des Gerichts (BVerfGE 104, 305, 
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KirchE 39, 417) und schließlich zur Beendigung der Verfahren (BVerfGE 
106, 210, KirchE 41, 152) geführt hat, lässt sich ihren Ausführungen 
nichts entnehmen, was geeignet sein könnte, die vorliegende Verfas-
sungsbeschwerde zu begründen. Außer dem pauschalen Hinweis auf das 
Rechtsgutachten, das in den früheren Verfahren von den beschwerde-
führenden evangelischen Eltern und Schülern vorgelegt worden war, 
tragen sie auch nichts dazu vor, dass und auf welcher Grundlage sie be-
fugt sein könnten, die Einrichtung des Religionsunterrichts als ordentli-
ches Lehrfach im Wege der Verfassungsbeschwerde zu verlangen; auch 
auf die strittige Frage, ob Art. 7 Abs. 3 GG eine Grundrechtsposition für 
Eltern und Schüler begründet, wird nur mit einem unklaren Verweis auf 
jenes Gutachten eingegangen.

[10] b) In der Sache selbst werden mit Art. 1 Abs. 3 und Art. 7 Abs. 1 
GG keine Rechte geltend gemacht, auf die eine Verfassungsbeschwerde 
gestützt werden kann. Im Übrigen beschränken sich die Beschwerdefüh-
rer auf den pauschalen Vorwurf, der Religionsunterricht in Brandenburg 
werde gegenüber dem Unterrichtsfach Lebensgestaltung-Ethik-Religions-
kunde unter Verstoß gegen den Gleichheitssatz bei der Stundenplan-
gestaltung, hinsichtlich der Notengebung und der Versetzungserheblich-
keit, durch das Erfordernis der Ummeldung von Lebensgestaltung-
Ethik-Religionskunde zu Religion, im Bereich der Lehrerbildung und bei 
der Finanzierung der öffentlichen Hand benachteiligt und sei nach wie 
vor kein ordentliches Lehrfach. Näher begründet wird diese Auffassung 
nicht. Insbesondere wird auf eine substantielle Auseinandersetzung mit 
der durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen Schul-
gesetzes geschaffenen neuen Rechtslage verzichtet. Stattdessen wird diese 
teilweise sogar falsch dargestellt und infolgedessen auch nichts dazu aus-
geführt, ob und inwieweit der Religionsunterricht seit dem In-Kraft-
Treten des angegriffenen Gesetzes materiell den Kriterien eines ordent-
lichen Lehrfachs nahe kommt oder gar entspricht.

[11] So trifft es nach der nunmehr geltenden Rechtslage nicht zu, wenn 
die Beschwerdeführer behaupten, die Benachteiligung des Religionsun-
terrichts zeige sich besonders in der Stundenplangestaltung, weil der 
Unterricht in der Regel nur nachmittags erteilt werde. Nach § 8 Abs. 2 
RUV, der weiter geht als § 9 Abs. 3 Satz 1 Bbg.SchulG, sieht die Schule 
bei der Gestaltung des Stundenplans unter Nutzung aller schulorganisa-
torischen Möglichkeiten die Einordnung des in der Schule stattfindenden 
Religionsunterrichts in die regelmäßige Unterrichtszeit vor; dabei soll 
der Religionsunterricht ausdrücklich nicht nur in Randstunden erteilt 
werden. Auch auf die Gesetzesänderungen zur Leistungsbewertung und 
deren Berücksichtigung im Zeugnis gehen die Beschwerdeführer nur un-
zureichend ein. Sie lassen unerwähnt, dass nach § 5 RUV die im Religi-
onsunterricht erreichten Leistungen nach Maßgabe der Bestimmungen 
der Kirche oder Religionsgemeinschaft entsprechend den Grundsätzen 
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der Leistungsbewertung gemäß § 9 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit § 57 
Bbg.SchulG und den bildungsspezifischen Vorschriften bewertet werden 
und die Bewertung auf Wunsch der Kirche oder Religionsgemeinschaft 
in das Zeugnis gemäß § 58 Bbg.SchulG aufgenommen wird.

[12] Schließlich wird das Beschwerdevorbringen auch der Neuregelung 
in § 11 Abs. 3 Satz 4 u. 5 Bbg.SchulG nicht gerecht. Diese hat nicht, wie 
die Beschwerdeführer annehmen, die Ummeldung von dem Fach Lebens-
gestaltung-Ethik-Religionskunde zum Religionsunterricht zum Gegen-
stand, bestimmt vielmehr allein die Voraussetzungen, unter denen Befrei-
ung von dem Unterrichtsfach Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde 
erlangt werden kann; die Teilnahme am Religionsunterricht richtet sich 
unabhängig davon ausschließlich nach § 9 Abs. 2 Satz 5 u. 6 Bbg.SchulG, 
den die Beschwerdeführer nicht angreifen. Mit dieser Regelung, die nicht 
mehr wie der aufgehobene § 141 Bbg.SchulG alter Fassung nur den Cha-
rakter einer Übergangsvorschrift hat, hat der Landesgesetzgeber einem 
der Haupteinwände Rechnung getragen, die gegen die bisherige Normie-
rung des Verhältnisses des Religionsunterrichts zu dem Unterrichtsfach 
Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde erhoben worden waren. Gerade 
dieser Umstand belegt, dass der Landesgesetzgeber auch den Belangen 
der Beschwerdeführer in erheblichem Umfang entgegengekommen ist. 
Nicht zuletzt dies hätte es erfordert, im Einzelnen und umfassend auf 
die neuen Vorschriften über den Religionsunterricht im geänderten 
Gesetz und in der Religionsunterrichtsverordnung einzugehen.  

2

1. Über Anträge auf Befreiung von bestimmten Schulunterrichts-
veranstaltungen hat nach hamburgischem Landesrecht (§ 28 Abs. 3 
Satz 1 2. Alt Hmb.SchulG) die zuständige Schule bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes nach Ermessen zu entscheiden. 

2. Das auf islamische Vorschriften - Mädchen dürften außer Ge-
sicht und Händen die „Aura“ eines anderen Menschen nicht be-
trachten - gestützte Begehren, vom Sexualkundeunterricht befreit 
zu werden, stellt keinen wichtigen Grund dar. 

3. Insoweit überwiegt der staatliche Erziehungsauftrag, Art. 7 
Abs. 1 GG, die Grundrechte auf Erziehung der Kinder nach Maß-
gabe einer religiösen Überzeugung und das Recht, in jeder Lebens-
situation ein religionskonformes Verhalten zu bekunden, Art. 6 
Abs. 1 iVm Art. 4 Abs. 1, Abs. 2 GG. 

4. Eine „Erziehung zur Unmündigkeit“ wird der sich aus dem Er-
ziehungsrecht ergebenden Elternverantwortung nicht gerecht. 
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5. Der staatliche Erziehungsauftrag hat auch das berechtigte In-
teresse der Allgemeinheit an der Verhinderung religiös oder welt-
anschaulich begründeter Parallelgesellschaften zu wahren. 

VG Hamburg, Beschluss vom 12. Januar 2004 - 15 VG 5827/20031 - 

Die Antragstellerinnen begehren im Wesentlichen aus religiösen Grün-
den Befreiung vom schulischen Sexualkundeunterricht. Die Antragstel-
lerin zu 1) bringt vor, sie sei Muslima und erziehe ihre Töchter, die An-
tragstellerinnen zu 2) - geboren 1988 - und 3) - geboren 1989 -, welche die 
9. Klasse der Schule N. besuchen, strikt im muslimischen Glauben. Ihr 
Glaube verbiete es, die „Aura“ eines anderen Menschen anzuschauen, 
wozu bei Mädchen, die bereits ihre Periode hätten, alles außer dem 
Gesicht und den Händen zu rechnen sei. Es sei für ihre Töchter deshalb 
nicht möglich, die im Sexualkundeunterricht verwendeten Bilder und 
Anschauungsmaterialien anzusehen. Dies widerspreche dem Keusch-
heitsgesetz des Korans und werde von den Kindern als „Sünde“ empfun-
den. Die Teilnahme am Sexualkundeunterricht werde sie deshalb in 
schwere Gewissenskonflikte stürzen. Die Sexualität finde im Islam nur 
in der Ehe statt, weshalb vorher auch gar kein Bedarf sei, hierüber auf-
zuklären.

Den zunächst an die Schule gerichteten Antrag lehnte die Schulleite-
rin ab, weil nach Auskunft der Antragsgegnerin eine Befreiung vom 
Sexualkundeunterricht „nicht möglich“ sei. Auf den „Widerspruch“ der 
Antragstellerin zu 1) teilte die Antragsgegnerin durch die zuständige 
Oberschulrätin mit, dass der Sexualkundeunterricht für alle Schülerin-
nen und Schüler verpflichtend sei. Er werde mit „Rücksicht auf die un-
terschiedlichen kulturellen und religiösen Wertvorstellungen der Betei-
ligten“ erteilt. Sie sehe „keine Möglichkeit, Ihrer Bitte nachzukommen“. 

Die Antragstellerinnen erstreben im vorliegenden Verfahren einstwei-
ligen Rechtsschutz, hatten aber auch hiermit keinen Erfolg. 

Aus den Gründen:

[1] Der zulässige Antrag bleibt ohne Erfolg. Den Antragstellerinnen 
steht kein Anspruch auf Befreiung der Antragstellerinnen zu 2) und 3) 
vom Biologieunterricht - soweit dort das Fach Sexualkunde behandelt 
wird - zu. Die von den Antragstellerinnen begehrte, auf eine Verpflich-
tung der Antragsgegnerin zur Unterrichtsbefreiung gerichtete einstwei-
lige Anordnung gemäß § 123 Abs. 1 VwGO ist deshalb nicht auszuspre-
chen.

                                                          
1 Amtl. Leitsätze. NordÖR 2004, 412. Der Beschluss ist rechtskräftig. 



6 Befreiung vom Sexualkundeunterricht 

[6] 1. Die Sexualerziehung in der Schule hat in Hamburg die erforder-
liche gesetzliche Grundlage (BVerfG, Beschluss v. 21.12.1977, BVerfGE 
47, 46) in § 6 Hamburgisches Schulgesetz (Hmb.SchulG). Im Unterschied 
zu § 7 Abs. 3 Hmb.SchulG, welcher den Religionsunterricht betrifft, stellt 
§ 6 Hmb.SchulG die Teilnahme am Unterricht nicht in die Entscheidung 
der Erziehungsberechtigten - bzw. nach Vollendung des 14. Lebensjahres 
der Schülerinnen und Schüler. Die Teilnahme am Sexualkundeunter-
richt ist somit - als von der Schulpflicht gemäß § 28 Abs. 2 Hmb.SchulG 
umfasst - grundsätzlich obligatorisch. Ein Antrag auf Unterrichtsbefrei-
ung kann nur auf die allgemeine Regelung des § 28 Abs. 3 Hmb.SchulG 
gestützt werden. Nach § 28 Abs. 3 Satz 1 2. Alt. Hmb.SchulG kann die 
Schule auf Antrag aus wichtigem Grund von der Teilnahme an einzelnen 
Unterrichtsveranstaltungen befreien. 

[7] Zwar haben sowohl die von den Antragstellerinnen zu 2) und 3) be-
suchte Schule N. als auch die im Rahmen der Schulaufsicht gemäß § 85 
Abs. 1 Hmb.SchulG zuständige Antragsgegnerin die Anwendbarkeit der 
zitierten Befreiungsregelung offenbar übersehen und somit das ihnen 
eingeräumte Befreiungsermessen möglicherweise verkannt. Doch ver-
hilft das dem Begehren der Antragstellerinnen nicht zum Erfolg. Im Er-
gebnis zu Recht ist die von der Antragstellerin zu 1) beantragte (teilweise) 
Befreiung von den Unterrichtsveranstaltungen zum Thema Sexualkunde 
versagt worden. Das in Anwendung von § 28 Abs. 3 Satz 1 Hmb.SchulG 
insoweit eingeräumte Ermessen ist nicht eröffnet, weil für das Begehren 
der Antragstellerinnen ein wichtiger Grund nicht vorliegt. 

[8] 2. Allerdings können sich die Antragstellerinnen auf verfassungs-
rechtlich geschützte Positionen berufen. Doch verleiht allein dieser Um-
stand dem Begehren noch nicht das erforderliche Gewicht. Wie noch 
auszuführen sein wird, unterfallen grundsätzlich alle von Eltern gestell-
ten Befreiungsanträge, wie unzulänglich sie im Einzelfall auch begrün-
det sein mögen, schon im Hinblick auf das „Elternrecht“, Art. 6 Abs. 2 
Satz 1 GG, dem Schutzbereich eines Grundrechts. Das Gleiche gilt gene-
rell auch für Anträge, die von (grundrechtsmündigen) Schülern gestellt 
werden, weil sie in jedem Fall von dem Schutzbereich des Grundrechts 
auf freie Entfaltung der Persönlichkeit, Art. 2 Abs. 1 GG, erfasst werden. 
Für die Beantwortung der Frage, ob ein wichtiger Grund im Sinne des 
§ 28 Abs. 3 Satz 1 Hmb.SchulG vorliegt, kommt es deshalb bereits auf 
der „Tatbestandsseite“ auf die in vollem Umfang gerichtlicher Kontrolle 
unterliegende (verfassungs)rechtliche Gewichtung der im jeweiligen Ein-
zelfall vorgebrachten Argumente an. 

[9] Das Vorbringen der Antragstellerinnen füllt den unbestimmten 
Rechtsbegriff des wichtigen Grundes nicht aus. 

[10] a) Das Begehren der Antragstellerin zu 1) unterfällt dem Schutz-
bereich der Grundrechte aus Art. 4 Abs. 1, Abs. 2 GG und Art. 6 Abs. 2 
Satz 1 GG. Doch werden die der Antragstellerin insoweit vermittelten 
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Rechtspositionen nach Auffassung des Gerichts durch Gemeinschafts-
werte, denen ebenfalls Verfassungsrang zukommt, in ihrem Geltungsan-
spruch relativiert und im Ergebnis überwogen. 

[11] aa) Art. 4 GG gewährt in Abs. 1 die Freiheit des Glaubens, des 
Gewissens und des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses und 
in Abs. 2 das Recht der ungestörten Religionsausübung. Beide Absätze 
vermitteln ein einheitliches Grundrecht, das sich nicht auf den subjekti-
ven Aspekt der Einstellung zu bestimmten Glaubensfragen beschränkt, 
sondern auch die äußere Freiheit umfasst, den Glauben zu bekunden 
und zu verbreiten. Der Einzelne hat danach das Recht, sein gesamtes 
Verhalten an den Lehren seines Glaubens auszurichten, seiner inneren 
Glaubensüberzeugung gemäß zu handeln und in jeder Lebenssituation 
ein Verhalten zu bekunden, das er nach Maßgabe seiner religiösen Über-
zeugungen für richtig erachtet (BVerfG in stRspr., vgl. zuletzt Urteil v. 
24.9.2003 - Lehrerin mit Kopftuch - NJW 2003, 3111 [3112], KirchE 44, 
155).

[12] bb) Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern die Pflege und 
Erziehung ihrer Kinder als natürliches Recht. Aus diesem Elternrecht 
und aus den nach Art. 4 Abs. 1, Abs. 2 GG bestehenden Rechten resul-
tiert das Recht zur Kindererziehung auch in religiöser und weltanschau-
licher Hinsicht. In erster Linie die Eltern sind von daher berechtigt, ihren 
Kindern diejenigen Überzeugungen in Glaubens- und Weltanschauungs-
fragen zu vermitteln, die sie für richtig halten und entsprechend die 
Kinder vor als falsch oder schädlich erachteten Einflüssen zu bewahren 
(vgl. BVerfG, aaO, 3113). Dieses Recht der Eltern wird durch die Religi-
onsmündigkeit der Kinder jedenfalls dann nicht obsolet, wenn deren auf 
Art. 4 Abs. 1, Abs. 2 GG gestützte Überzeugungen - wie es vorliegend der 
Fall ist - den von den Eltern vertretenen entsprechen. 

[13] cc) Zwar sind Glaubensfreiheit und Erziehungsrecht nach der Ver-
fassung vorbehaltlos gewährleistet, doch erfahren sie Einschränkungen, 
die sich aus der Verfassung selbst ergeben. Hierzu zählen die Grund-
rechte Dritter sowie Gemeinschaftswerte von Verfassungsrang (BVerfG 
in stRspr., vgl. zuletzt aaO, 3112). Entscheidendes Gewicht besitzt inso-
weit die in Art. 7 Abs. 1 GG verankerte Schulaufsicht des Staates. Über 
die Befugnis zur Planung und Organisation des Schulwesens hinaus ver-
leiht sie dem Staat einen Erziehungsauftrag, welcher dem Erziehungs-
recht der Eltern gleichgeordnet ist. Dieser Erziehungsauftrag ist nicht 
etwa auf die bloße Vermittlung von Wissensstoff beschränkt, sondern hat 
auch und wesentlich insofern die Vermittlung von Werten zum Inhalt, als 
es gilt, das einzelne Kind zu einem selbstverantwortlichen Mitglied der 
Gesellschaft heranzubilden (vgl. BVerfG, Beschluss v. 21.12.1977, BVerfGE 
47, 46 [53]). Hierdurch erfährt das Erziehungsrecht der Eltern auch in 
seiner religiösen Ausprägung eine verfassungsimmanente Beschränkung 
(vgl. etwa BVerfG, Urteil v. 24.9.2003, aaO, 3113). 
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[14] dd) Es ist fraglos das Recht der Antragstellerin zu 1), ihren Kin-
dern die von ihr für richtig gehaltene Erziehung auch und - im Hinblick 
auf die höchstpersönliche Natur dieses Aspektes - gerade in Fragen der 
Sexualität angedeihen und sich dabei von ihren religiösen Vorstellungen 
leiten zu lassen. Indes ist auch in diesem Bereich nicht etwa ein gleich-
sam natürliches ausschließliches Erziehungsrecht der Eltern anzuer-
kennen. Die Relevanz der Sexualität und der sexuellen Aufklärung so-
wohl für das Individuum als auch für die Gesellschaft begründen ein 
berechtigtes Interesse an einer die elterliche Erziehung ergänzenden 
Behandlung des Themas im schulischen Unterricht. 

[15] Die Einsicht, dass Sexualität ein prägender Faktor der Persön-
lichkeit ist, entspricht gesicherter wissenschaftlicher Erkenntnis. Aller-
dings ist die menschliche Sexualität auf vielfältige Weise kulturell über-
formt und in ihren Erscheinungsformen wie ihrer Wahrnehmung von 
kulturspezifischen Einstellungen mitgeprägt. Doch ändert dies nichts 
daran, dass die Entfaltung der Sexualität als rein biologischer Vorgang 
den jungen Menschen im Schulkinderalter mit vielfältigen Phänomenen, 
Fragestellungen und Wünschen konfrontiert. Verstärkt wird dies noch 
durch die teils übersteigerte Behandlung in manchen Medien, auch sol-
chen, die gerade Kinder als Zielgruppe reklamieren. Überdies wird der 
heranwachsende Mensch (verstärkt) zum Objekt sexueller Wünsche und 
Vorstellungen Dritter, was seinerseits mit spezifischen Komplikationen 
und unter Umständen auch Gefährdungen verbunden sein kann. Aus 
diesen hier nur skizzierten Gründen ergibt sich die über den familiären 
Binnenraum hinausweisende Relevanz der einschlägigen Fragestellun-
gen. Eine verantwortungsbewusste und an der Integration des Kindes 
sowie seiner Heranbildung zu einem selbstverantwortlichen Mitglied der 
Gesellschaft orientierte (staatliche) Schulerziehung darf nicht überse-
hen, dass - in einer Formulierung des Bundesverfassungsgerichts - die 
„Kenntnis der menschlichen Sexualität (…) als Voraussetzung für ein 
verantwortungsbewusstes Verhalten sich selbst, dem Partner, der Fami-
lie und der Gesellschaft gegenüber angesehen werden (kann)“ (BVerfG, 
Beschluss v. 21.12.1977, BVerfGE 47, 46 [66]). So ist in der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts anerkannt, dass obligatorischer 
Sexualkundeunterricht durch den Erziehungsauftrag des Staates legiti-
miert wird, obwohl der seinem Wesen nach der Intim- und Privatsphäre 
zuzuordnende Bereich der Sexualität eine größere Affinität zum elterli-
chen Bereich als zum schulischen Bereich besitzt (vgl. BVerfG, aaO, 70). 
Jedenfalls die ohne weitere Wertungen vorgenommene und dargestellte 
Vermittlung biologischer und anderer Fakten aus dem sexuellen Bereich 
im Rahmen des jeweiligen Unterrichtsstoffs ist, wie das Bundesverfas-
sungsgericht es ausgedrückt hat, „etwas Selbstverständliches und Nor-
males (…) und geeignet zu verhindern, dass das Informationsbedürfnis 
des Kindes in unkontrollierbare Bahnen gelenkt und auf unsachliche 
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Weise befriedigt wird“ (BVerfG, aaO, 67). Auch wenn man erkennt, dass 
eine strikte Trennung zwischen reiner Faktenvermittlung und ergän-
zender Wertung bei diesem komplexen Thema praktisch kaum möglich 
ist (a.A. Schmitt-Kammler, in: Dreier, Grundgesetz, 3. Aufl. 2003, Art. 6 
Rn 29), ändert das nichts an dieser Bewertung. Im Übrigen muss die un-
ter Umständen problematische Trennung zwischen der Vermittlung blo-
ßer Tatsachen und wertender Einstellung zum Thema Sexualität hier 
nicht vertieft werden. Die Antragstellerinnen wenden sich schon gegen 
die Vermittlung des reinen Wissensstoffes und behaupten nicht, dass die 
vorstehend genannten allgemeinen Grenzen in der von der Antragsgeg-
nerin verantworteten Unterrichtspraxis nicht eingehalten würden. Inso-
fern geht die Kammer davon aus, dass der Unterricht über sexuelle Fra-
gen unter Beachtung des natürlichen Schamgefühls der Kinder, ohne 
Indoktrinierung und insgesamt mit Zurückhaltung und Toleranz erteilt 
wird. Im Hinblick auf das bloße Erziehungsrecht der Eltern ist deshalb 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts für eine Be-
freiung vom Sexualkundeunterricht kein Raum (vgl. BVerfG, aaO, 76 f.). 

[16] Für das von der Antragstellerin zu 1) ausschließlich religiös-
weltanschaulich begründete Begehren gilt nichts anderes. Der staatliche 
Erziehungsauftrag setzt sich zur Überzeugung des Gerichts im vorlie-
genden Fall auch gegen das von der Antragstellerin zu 1) unter dem spe-
ziellen Gesichtspunkt ihrer Religionsfreiheit (vgl. BVerfG, aaO, 71) ver-
standene Erziehungsrecht durch. 

[17] Auszugehen ist dabei von der Einsicht, dass der Tatsachenstoff im 
Fach Sexualkunde für sich genommen ohne spezifischen religiösen oder 
weltanschaulichen Gehalt ist. Mit der Aufnahme dieses Bereiches in den 
obligatorischen schulischen Wissensstoff und Erziehungskanon verletzt 
der Staat somit nicht die ihm generell obliegende Verpflichtung zur reli-
giösen und weltanschaulichen Neutralität. Dies gilt auch, wenn man 
Art. 4 Abs. 1, 2 GG eine Verpflichtung des Staates im positiven Sinn 
entnimmt, den Raum für die aktive Betätigung der Glaubensüberzeu-
gung und die Verwirklichung der autonomen Persönlichkeit auf weltan-
schaulich-religiösem Gebiet zu sichern (vgl. BVerfG, Urteil v. 24.9.2003, 
aaO, 3113). Denn auch ohne die begehrte Befreiung von der Teilnahme 
am Sexualkundeunterricht verwehrt es die Antragsgegnerin der Antrag-
stellerin zu 1) nicht, die Antragstellerinnen zu 2) und 3) in ihrem religiö-
sen Verständnis zu erziehen. Das Beharren auf der Teilnahme am Un-
terricht und damit der ungeschmälerten Erfüllung der gesetzlichen 
Schulpflicht konfrontiert die Antragstellerin zu 1) nicht etwa mit anders 
gerichteten religiös-weltanschaulichen Erziehungsinhalten. Es mutet ihr 
lediglich zu, im Interesse der Vermittlung von Wissensstoff partielle Ab-
striche von einer absolut gesetzten Weltanschauung hinzunehmen. 

[18] Dies wiegt nach Auffassung des Gerichts rein rechtstatsächlich 
von vornherein schon deshalb nicht sonderlich schwer, weil derartige 
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Zugeständnisse auch im normalen Lebensalltag, d.h. außerhalb des ei-
gentlichen Schulunterrichts, in vielfältiger Form zu machen sind. Die 
Antragstellerinnen leben ja nicht in gleichsam inselhafter Isolation in 
einer Umwelt, die uneingeschränkt den Regelungen eines Islam in ih-
rem, die freie Entfaltung namentlich von Frauen weithin negierenden 
Verständnis unterläge. Das Leben in einer westlichen Großstadt bringt 
innerhalb und außerhalb der Schule zahlreiche und unterschiedliche 
Situationen mit sich, in denen die Antragstellerinnen Abstriche von ih-
rem weltanschaulichen Verständnis hinzunehmen haben werden. 

[19] Aber das Gericht hält die von der Antragstellerin zu 1) vertretene 
Ausgestaltung ihres Erziehungsrechts auch in rechtlicher Hinsicht nicht 
für uneingeschränkt schutzwürdig. 

[20] Bei dieser Bewertung verkennt das Gericht keineswegs, dass es 
der Grundsatz der religiös-weltanschaulichen Neutralität dem Staat - und 
damit auch dem staatliche Gewalt ausübenden Gericht - verbietet, Glau-
ben und Lehre einer Religionsgemeinschaft als solche zu bewerten (vgl. 
etwa BVerfG, ebd.). Es geht hier indes nicht um eine wertende Beurtei-
lung des eigentlichen religiös-weltanschaulichen Gehaltes der von der 
Antragstellerin vertretenen Einstellung, sondern darum, die verfas-
sungsimmanenten Grenzen des von der Antragstellerin zu 1) unter welt-
anschaulich-religiösen Prämissen in Anspruch genommenen Erzie-
hungsrechts kenntlich zu machen. 

[21] Die Rechtsordnung des Grundgesetzes ist zwar in religiös-welt-
anschaulicher Hinsicht neutral. Dies darf jedoch nicht mit Wertneutra-
lität verwechselt werden. Das Grundgesetz ist keine wertneutrale Ord-
nung. Mit den Grundrechten hat es eine Wertordnung errichtet, in deren 
Mittelpunkt die sich innerhalb der sozialen Gemeinschaft frei entfaltende 
Persönlichkeit mit ihrer Würde steht (vgl. BVerfG, Urteil v. 15.1.1958, 
BVerfGE 7, 198 [205]). Das schlägt sich auch im elterlichen Erziehungs-
recht nieder. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
ist das Elternrecht seinem Wesen nach durch die Verantwortung gegen-
über dem zu erziehenden Kind geprägt. Dieses besitzt eigene Menschen-
würde und das Recht auf Entfaltung der Persönlichkeit im Sinne der 
Art. 1 Abs. 1 u. 2 Abs. 1 GG (vgl. BVerfG, Entscheidung vom 29.7.1968, 
BVerfGE 24, 119 [144]). Der sich hieraus ergebenden „Elternverantwor-
tung“ (BVerfG, ebd.) wird eine Erziehung nicht gerecht, die unter Beru-
fung auf religiöse Dogmen dem Kind bereits bloßes Wissen vorenthalten 
will. Das von der Antragstellerin zu 1) im Ergebnis reklamierte Erzie-
hungsrecht zur Unmündigkeit wird die Chance der Antragstellerinnen 
zu 2) und 3), sich zu einer eigenverantwortlichen Persönlichkeit inner-
halb der sozialen Gemeinschaft zu entwickeln, wie sie dem Menschenbild 
des Grundgesetzes entspricht (BVerfG in stRspr., vgl. etwa Urteil v. 
15.1.1958, BVerfGE 7, 198 [205]; Entscheidung v. 29.7.1968, BVerfGE 24, 
119 [144]), in nicht hinnehmbarer Weise erschweren und gefährden. 



 Befreiung vom Sexualkundeunterricht 11 

Besonders deutlich wird dies daran, dass es, wie die Antragstellerin zu 1) 
meint, genügen solle, wenn ihren Töchtern sexuelle Aufklärung nach der 
Eheschließung zuteil werde. Jungen Mädchen die Kenntnis über wesent-
liche Aspekte ihrer Persönlichkeit und ein Grundwissen über biologische 
Vorgänge bis hin zu den Möglichkeiten der Krankheits- und Empfäng-
nisverhütung bewusst vorzuenthalten, und sie statt dessen der „Aufklä-
rung“ durch einen womöglich dem gleichen fundamentalistischen Ver-
ständnis folgenden Ehemann auszuliefern, ist, wie nicht weiter ausgeführt 
werden muss, mit der Wertordnung des Grundgesetzes und seinem Ideal-
bild des frei und eigenverantwortlich handelnden Menschen unverein-
bar.

[22] Es wäre nach Auffassung des beschließenden Gerichtes ein Fehl-
verständnis der sich aus Art. 4 Abs. 1, 2 GG ergebenden Verpflichtun-
gen, anzunehmen, dass ein derartiges grundsätzlich zu missbilligendes 
Erziehungsziel durch Erteilung von Unterrichtsbefreiungen zu unter-
stützen ist. Es ist der Antragstellerin zu 1) unbenommen, ihr eigenes 
Leben, insbesondere ihre Rolle als Frau dem von ihr vertretenen Islam-
verständnis entsprechend auszugestalten. Doch hat sie hinzunehmen, 
dass in die kulturellen Grundlagen der Gesellschaft, gespeist aus christ-
lichen Traditionen und dem Gedankengut der europäischen Aufklärung, 
Wertvorstellungen Eingang gefunden haben, denen sie sich auch als Kri-
tikerin dieses Erbes nicht entziehen kann (vgl. BVerfG, Beschluss v. 
16.5.1995, BVerfGE 93, 1 [19], KirchE 33, 191). Auch ein Staat, der die 
Glaubensfreiheit umfassend gewährleistet und sich damit zu religiös-
weltanschaulicher Neutralität verpflichtet, kann die kulturell vermittel-
ten und historisch verwurzelten Wertüberzeugungen und Einstellungen 
nicht abstreifen, auf denen der gesellschaftliche Zusammenhang beruht 
und von denen auch die Erfüllung seiner eigenen Aufgaben abhängt 
(BVerfG, aaO, 22). Das Menschenbild des Grundgesetzes steht in dieser 
Tradition und ist von der Vorstellung des aufgeklärten, toleranten Indi-
viduums geprägt. Deshalb ist es ein legitimes Ziel staatlicher Erziehung, 
Kindern durch Aufklärung auch auf dem Gebiet der Sexualität jedenfalls 
die Chance zu vermitteln, eine eigenverantwortlich denkende und han-
delnde Persönlichkeit zu werden. 

[23] ee) Der von der Antragsgegnerin wahrgenommene staatliche Er-
ziehungsauftrag ist im Übrigen nicht nur im Hinblick auf die Chance der 
Antragstellerinnen zu 2) und 3), zu eigenverantwortlichen Persönlichkei-
ten heranzureifen, gegen die abweichenden Vorstellungen der Antrag-
stellerin zu 1) durchzusetzen. Er verdient Unterstützung auch deshalb, 
weil die Allgemeinheit ein berechtigtes Interesse daran hat, der Entste-
hung von religiös oder weltanschaulich motivierten „Parallelgesellschaf-
ten“ entgegenzuwirken und Minderheiten auf diesem Gebiet zu integrie-
ren (BVerfG, Beschluss des 1. Senats - 2. Kammer - vom 29.4.2003, DVBl. 
2003, 999, KirchE 43, 244). Dies erfordert einen ständigen Dialog mit 
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anders denkenden Minderheiten, der im Übrigen für eine offene pluralis-
tische Gesellschaft stets eine Bereicherung bedeutet (vgl. BVerfG, ebd.). 
Dieser schulische Integrationsauftrag gebietet nach Auffassung des Ge-
richts größte Zurückhaltung gegenüber weltanschaulich-religiös begrün-
deten Befreiungsanträgen. Gerade im Schulalltag ist es für Kinder, die 
nach Herkunft und Erziehung eine andere (offenere) Einstellung zu Kör-
perlichkeit und Sexualität haben, eine wichtige und notwendige Ein-
übung in tolerantes Verhalten, sich praktisch mit abweichenden Haltun-
gen, sei es im eigentlichen Sexualkundeunterricht, sei es etwa auch im 
Sportunterricht, auseinanderzusetzen. In dem Maße, in dem aus den in 
Rede stehenden Gründen Unterrichtsbefreiungen erteilt werden, wächst 
die Segmentierung unter religiösen Aspekten. Bei den vom Schulunter-
richt Befreiten wie bei den übrigen Schülern wird das Gefühl einer genu-
inen Andersartigkeit verstärkt. Die Chancen für eine praktische Ein-
übung in Toleranz und in Verständnis gegenüber den jeweils Anderen 
werden derart schon im Kindesalter geschmälert. Hier ist es Aufgabe der 
Lehrkräfte, eine Auseinandersetzung im Unterricht behutsam und unter 
Wahrung des Respekts gegenüber abweichenden Einstellungen zu ges-
talten. Dass eine derartige pädagogische Anleitung im Fall der Antrag-
stellerinnen zu 2) und 3) nicht gewährleistet wäre, behauptet die An-
tragstellerin zu 1) nicht. Hierfür ist auch nichts ersichtlich. Vielmehr hat 
das Gericht keinen Grund, die Richtigkeit des Vorbringens der Antrags-
gegnerin zu bezweifeln, dass die für den Sexualkundeunterricht zustän-
dige Lehrerin insoweit in ganz besonderem Maße qualifiziert ist. 

[24] b) Auch die Antragstellerinnen zu 2) und 3) verfügen über keine 
Rechtspositionen, die einen wichtigen Grund für die begehrte Befreiung 
darstellen und ihnen einen Anordnungsanspruch vermitteln würden. 

[25] aa) Im Hinblick auf das ihnen zustehende Recht aus Art. 4 Abs. 1, 
Abs. 2 GG gehen ihre Rechte nicht weiter als die der Antragstellerin zu 
1). Zwar gelten die Antragstellerinnen zu 2) und 3) nach der in § 7 Abs. 3 
Hmb.SchulG getroffenen Wertung mit Vollendung des 14. Lebensjahres 
als religionsmündig, doch müssen sie aus den vorstehend erläuterten 
Gründen eine Beschränkung der von ihnen ganz umfassend reklamier-
ten Grundrechtsausübung hinnehmen. Es mag dahinstehen, wie authen-
tisch ihre in der Antragsschrift geäußerten religiösen Vorstellungen 
(mittlerweile) sind. Auch wenn die Unterrichtsbefreiung ihrem „wirk-
lichen“ Willen entsprechen sollte, müssten sie im gesellschaftlichen Integ-
rationsinteresse zumindest die Chance auf Persönlichkeitsbildung durch 
Wissensvermittlung auch in diesem Bereich wahren. 

[26] bb) Ein wichtiger Grund ergibt sich auch nicht daraus, dass die 
Antragstellerinnen zu 2) und 3), wie von der Antragstellerin zu 1) vorge-
bracht, durch die Teilnahme am Sexualkundeunterricht möglicherweise 
in eine schwere Gewissensnot geraten (vgl. hierzu etwa BVerwG, Urteil 
v. 17.4.1973, BVerwGE 42, 128 [130 f.], KirchE 31, 221). Die Kammer 
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verkennt keineswegs, dass für die Antragstellerinnen zu 2) und 3) nicht 
unerhebliche Probleme dadurch entstehen können, dass sie sich zwischen 
der Loyalität zur Mutter, die ihnen rigide weltanschauliche Standards 
vermittelt - möglicherweise auch aus mittlerweile internalisierten religiös-
weltanschaulichen Vorstellungen -, und den Anforderungen, die im Schul-
unterricht an sie gestellt werden, gleichsam hin- und hergerissen fühlen 
könnten. Doch ist schon nicht substantiiert vorgetragen, dass insoweit 
Konflikte kaum erträglichen Schweregrades mit einer Gefährdung des 
Kindeswohls entstehen würden. Überdies wäre das nach Auffassung der 
Kammer auch keine unabweisbare und gleichsam naturgesetzliche Folge 
der Ablehnung einer Befreiung vom Sexualkundeunterricht. Vielmehr hat 
es die Antragstellerin zu 1) in der Hand, den „weltanschaulich-religiösen 
Druck“ auf die Antragstellerinnen zu 2) und 3) zu mindern. Zum anderen 
obliegt es, wie ausgeführt, der Schule, mit diesem Konfliktpotenzial ver-
antwortungsbewusst umzugehen und das Entstehen zugespitzter Kon-
fliktlagen zu vermeiden. Im Ergebnis vermag die Kammer deshalb auch 
insoweit keinen im Kindeswohl begründeten wichtigen Grund für die be-
gehrte Unterrichtsbefreiung zu erkennen. 

3

Ein Friedhofsverwalter ist in die Vergütungsgruppe IVa Fall-
gruppe a Abt. 13 Anlage 1a des kirchlichen Angestelltentarifvertra-
ges für die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche (KAT-NEK) einzugruppie-
ren, wenn er nicht nur Teilaufgaben verantwortlich wahrnimmt, 
sondern für den gesamten anfallenden technischen, gärtnerischen, 
organisatorischen und verwaltungsmäßigen Aufgabenkomplex die 
leitende Verantwortung trägt. 

§§ 1 TVG, 611 Abs. 1 BGB 
LAG Schleswig-Holstein, Urteil vom 14. Januar 2004 - 3 Sa 512/021 - 

Die Parteien streiten um einen Anspruch des Klägers auf Höhergrup-
pierung von Vergütungsgruppe IVa der Anlage 1a KAT-NEK im Wege 
des Berufungsaufstieges nach Vergütungsgruppe III der Anlage 1a KAT-
NEK und als Voraussetzung dafür in diesem Zusammenhang darum, ob 
seine Tätigkeit die Voraussetzungen der Vergütungsgruppe IVa Fall-

                                                          
1 Das Urteil ist rechtskräftig. Zur Eingruppierung ist im Veröffentlichungszeit-

raum noch folgende Entscheidung bekannt geworden: BAG, Urteil vom 14.1.2004 
- 4 AZR 10/03 - NZA 2004, 1183; ZMV 2005, 42; ZTR 2004, 643 (Umgruppierung 
entsprechend der Änderung der kirchlichen Vergütungsordnung).
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gruppe a Anlage 1a KAT-NEK erfüllt; er also für mindestens 15 ha 
Friedhofsfläche als Friedhofsverwalter verantwortlich ist.

Der Kläger ist 51 Jahre alt. Er verfügt über eine abgeschlossene Aus-
bildung an der Ingenieurschule für Gartenbau in E. Er ist seit dem 
1.7.1994 als Friedhofsverwalter bei dem Beklagten tätig. Auf das Ar-
beitsverhältnis findet Kraft vertraglicher Vereinbarung der kirchliche 
Angestellten Tarifvertrag für die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche (KAT-
NEK) nebst ergänzenden, ändernden oder ersetzenden Tarifverträgen 
Anwendung.

Der Kläger war ursprünglich in Vergütungsgruppe IVb Abteilung 13 
(Friedhofsverwaltung) der Anlage 1a KAT-NEK eingruppiert. Aufgrund 
eines arbeitsgerichtlichen Vergleiches vom 12.1.1999 erfolgte sodann 
einvernehmlich eine Eingruppierung mit Wirkung ab 1.1.1998 in die 
Vergütungsgruppe IVa Abt. 13 Anlage 1a KAT-NEK. In Vergütungs-
gruppe IVa Fallgruppe a der Anlage 1a zum KAT-NEK sind - soweit hier 
von Bedeutung - Friedhofsverwalter mit abgeschlossener Fachausbildung 
bei einer Tätigkeit ab 15 ha angelegter Fläche ohne Wirtschaftsbetrieb 
eingruppiert, wobei ausweislich der Protokollnotiz Nr. 2 zur Abt. 13 An-
lage 1a KAT-NEK unter Friedhofsverwalter Angestellte zu verstehen 
sind, die den Friedhof verantwortlich leiten. Aus Vergütungsgruppe IVa 
Fallgruppe a Anlage 1a KAT-NEK ist nach vier Jahren der Bewährungs-
aufstieg nach Vergütungsgruppe III Anlage 1a KAT-NEK möglich.

Der Kläger leitet unstreitig verantwortlich Friedhöfe der Kirchenge-
meinde E. mit einer Fläche von 12,8 ha. Die Aufgaben des Klägers als 
Friedhofsverwalter ergeben sich aus der Dienstanweisung vom 23.2.1999 
und erfassen zusammengefasst u.a.

- den technischen/gärtnerischen Bereich (Grab- und Friedhofspflege);  
- den sachgemäßen und wirtschaftlichen Personaleinsatz auf den Fried-

höfen/im Friedhofsamt mit entsprechender Dienst- und Fachaufsicht 
inklusive Arbeitszeiteinteilung, Urlaubsplanung, Urlaubsgewährung 
etc.;

- Pflege und Einsatz der technischen Hilfemittel;  
- Kontrolle und Mängelbeseitigung bzgl. der Örtlichkeiten;  
- ordnungsgemäße Ausführung und Abrechnung der von den Gremien 

der Beklagten beschlossenen und vertraglich geregelten Arbeiten für 
Dritte;

- Beratung anderer kirchlicher Friedhofsträger auf Anfrage;  
- Vergabe von Grabstellen/Abwicklung von Beisetzungen inklusive 

Erstellung von Gebührenbescheiden etc./Durchführung von Genehmi-
gungsverfahren für die Errichtung von Grabmalen;

- Vorbereitung von Verträgen/Kostenkalkulationen/Bearbeitung von 
Schriftverkehr;

- Teilnahme an den Sitzungen der Gremien auf Anfrage mit beraten-
der Stimme.
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Der Kläger nimmt gem. § 4 der Satzung mindestens seit dem 1.1.1998 
zusätzlich noch Verwaltungsaufgaben in den Bereichen „Abrechnung 
und Registrierung“ für Friedhofsangelegenheiten anderer Gemeinden 
wahr. Diese Gemeinden haben eigene Friedhofswärter, die z.B. u.a. für 
den Bereich der Arbeitseinteilung verantwortlich sind. Insgesamt bezie-
hen sich diese zusätzlichen Verwaltungsaufgaben des Klägers für die 
sog. „Landgemeinden“ auf eine Fläche von 11,0122 ha bzw. ab 1.1.2001 
von 16,3824 ha.

Von dieser Fläche der Landgemeinden will der Kläger entsprechend 
dem Anteil seiner hierfür verwendeten Arbeitszeit 1/3 der Fläche von 
12,8 ha, die er für die Kirchengemeinde E. verantwortlich leitet, als ver-
antwortlich leitend hinzugerechnet haben. 1/3 entspricht umgerechnet 
5,4555 ha. Der Kläger errechnet insoweit eine - aus seiner Sicht verant-
wortlich - zu betreuende Friedhofsfläche von insgesamt mehr als 18 ha 
(12,8 ha plus 5,4555 ha), mit der Konsequenz einer Eingruppierung im 
Wege des Bewährungsaufstiegs nach Vergütungsgruppe III Anlage 1a 
KAT-NEK ab 1.1.2002.

Das Arbeitsgericht hat die diesbezügliche Höhergruppierungsklage 
abgewiesen. Das geschah im Wesentlichen mit der Begründung, die Tä-
tigkeit des Klägers für die Landgemeinden stelle keine verantwortliche 
Leitung von Friedhöfen im Sinne der Protokollnotiz Nr. 2 dar, da der 
Kläger insoweit nur Abrechnungs- und Registrierungsarbeiten verrichte, 
aber keine selbstständige und verantwortliche Entscheidungsbefugnis 
als Vorgesetzter für die Friedhofsflächen der Landgemeinden habe.

Der Kläger lässt im Berufungsrechtszug insbesondere vortragen, die 
Arbeit als Friedhofsverwalter teile sich in drei Arbeitsbereiche ein, 1. den 
Bereich der Abrechnung; 2. den Bereich der Registrierung und 3. den 
Bereich der Arbeitseinteilung. Er habe für die Friedhofsflächen der 
Landgemeinden die Abrechnung und Registrierung verantwortlich gelei-
tet. Vergütungsgruppe IVa Fallgruppe a Anlage 1a KAT-NEK verlange 
keine Gesamtverantwortung für alle drei Bereiche. Vielmehr reiche die 
Verantwortung für Teilbereiche aus, um die Voraussetzungen der Vergü-
tungsgruppe zu erfüllen. Der Kläger arbeite für die Landgemeinden 
selbstständig und allein verantwortlich, ohne Vorgaben zu erhalten. Der 
Beklagte habe im Übrigen im Zusammenhang mit der vergleichsweise 
herbeigeführten Umgruppierung ab 1.1.1998 selbst die Tätigkeit des 
Klägers der Vergütungsgruppe IVa Fallgruppe a Anlage 1a KAT-NEK 
zugeordnet. Außerdem verlange die Vergütungsgruppe als Eingruppie-
rungsvoraussetzung nicht die Tätigkeit eines „Friedhofsleiters“, sondern 
vielmehr die Tätigkeit eines „Friedhofsverwalters“.

Das Rechtsmittel blieb erfolglos. 



16 Eingruppierung eines Friedhofsverwalters 

Aus den Gründen:

[24] Mit zutreffender und überzeugender Begründung hat das Arbeits-
gericht die Klage abgewiesen, sodass zur Vermeidung überflüssiger Wie-
derholungen gem. § 69 Abs. 2 ArbGG auf die Entscheidungsgründe des 
angefochtenen Urteils verwiesen werden kann.

[25] Lediglich ergänzend und auf den neuen Vortrag des Klägers ein-
gehend wird Folgendes ausgeführt:

[26] Voraussetzung für eine Eingruppierung in Vergütungsgruppe IVa 
Fallgruppe a Abt. 13 Anlage 1a KAT-NEK und damit für eine Teilnahme 
an dem Bewährungsaufstieg in die Vergütungsgruppe III ist das Vorlie-
gen folgender Eingruppierungsmerkmale:

[27] Vergütungsgruppe IVa 
[28] Friedhofsverwalter mit abgeschlossener Fachausbildung an einer Lehran-
stalt für Gartenbau sowie sonstige Friedhofsverwalter, die aufgrund gleichwer-
tiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, 
auf Friedhöfen ab 15 ha angelegter Fläche ohne Wirtschaftsbetrieb
Protokollnotiz Nr. 2 zur Abt. 13 Anlage 1a KAT-NEK: Friedhofsverwalter sind 
Angestellte, die den Friedhof verantwortlich leiten. 

[32] „Verantwortlich leiten“ ist im Tarifvertrag oder in einer Protokoll-
notiz zum KAT-NEK nicht näher definiert. Was hierunter zu verstehen 
ist, ist durch Auslegung zu ermitteln.

[33] Die Auslegung des normativen Teils eines Tarifvertrages folgt den 
für die Gesetzesauslegung geltenden Regeln. Danach ist zunächst vom 
Tarifwortlaut auszugehen, wobei der maßgebliche Sinn der Erklärung zu 
erforschen ist, ohne am Buchstaben zu haften. Bei nicht eindeutigem Ta-
rifwortlaut kommt es auf den wirklichen Willen der Tarifvertragspartei-
en an, soweit dieser in den Tarifnormen seinen Niederschlag gefunden 
hat. Abzustellen ist stets auf den tariflichen Gesamtzusammenhang. 
Denn dieser liefert Anhaltspunkte für den wirklichen Willen der Tarif-
vertragsparteien. Nur so können Sinn und Zweck der Tarifnorm zutref-
fend ermittelt werden (vgl. BAG v. 5.10.1999 - 4 AZR 578/98, AP Nr. 15 
zu § 4 TVG Verdienstsicherung; BAG v. 29.8.2001 - 4 AZR 352/2000 - AP 
Nr. 291 zu Art. 3 GG). 

[34] Das Arbeitsgericht hat in der angefochtenen Entscheidung bereits 
zutreffend ausgeführt, dass einen „Friedhof verantwortlich zu leiten“ im 
Sinne der angeführten Protokollnotiz bedeutet, den Friedhofsbetrieb mit 
„selbstständiger und verantwortlicher Entscheidungsbefugnis als Vorge-
setzter zu führen“. Insoweit wird ausdrücklich auf „Wahrig, Deutsches 
Wörterbuch 7. Aufl., Stichworte „verantwortlich leiten“ Bezug genommen. 
Unter „verantwortlich“ ist nach dem vorstehend zitierten, anerkannten 
Wörterbuch zu verstehen: „die Verantwortung tragen“. „Leiten/verant-
wortlich leiten“ ist gleichzusetzen mit „selbstständig leiten; „als Vorge-
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setzter führen“. „Leiter“ ist gleichzusetzen mit „verantwortlicher Vorge-
setzter“. „Eine Gruppe, einen Bereich leiten“ bedeutet: „sich an der Spit-
ze befinden; die höchste Stellung innehaben, von der aus man die Tätig-
keit aller Beteiligten (maßgeblich) bestimmt und koordiniert, wobei man 
für den gesamten Erfolg oder Misserfolg verantwortlich ist.“ (Wahrig: 
Stichwort: „leiten“ unter Ziff. 2). Demgegenüber ist unter „verwalten“ zu 
verstehen: „Alle mit einer Sache zusammenhängenden Angelegenheiten 
erledigen“.

[35] Vor diesem rechtlichen Hintergrund ergibt bereits eine Auslegung 
der Protokollnotiz Nr. 2 KAT-NEK an Hand dessen Wortlaut, dass der 
Kläger die Voraussetzungen für die Eingruppierung in Vergütungsgrup-
pe IVa Fallgruppe a Abt. 13 Anlage 1a KAT-NEK nicht erfüllt. Er erfüllt 
zwar zweifelsfrei die fachlichen Qualifikationsvoraussetzungen, verwal-
tet jedoch keine Friedhöfe ab „15 ha angelegter Fläche“ im Sinne der 
„verantwortlichen Leitung“ von mindestens 15 ha Friedhofsfläche. Die 
Tätigkeit des Klägers für die Friedhöfe der Landgemeinden ist weder 
ganz, noch teilweise als „verantwortliche Leitung“ dieser Friedhofsflä-
chen im Tarifsinne einzuordnen.

[36] a) Der Kläger verrichtet mit der „Abrechnung“ und „Registrie-
rung“ Teilaufgaben, die im Zusammenhang mit der Verwaltung von 
Friedhöfen der Landgemeinden von einer Gesamtfläche ab 1.1.2001 in 
Höhe von 16,3824 ha anfallen. Er ist zweifelsfrei auch für die ordnungs-
gemäße Erfüllung dieser Teilaufgaben verantwortlich. Diese Verantwort-
lichkeit für Teilaufgaben eines Friedhofsverwalters ist jedoch lediglich 
als Mitverantwortung für die ordnungsgemäße Verwaltung der Friedhöfe 
der Landgemeinden zu verstehen. Die Tätigkeit als Friedhofsverwalter 
im Sinne der Abt. 13 Anlage 1a KAT-NEK, wie oben definiert, setzt je-
doch die Übertragung der Gesamtverantwortung und nicht nur die Über-
tragung von Mitverantwortung, bezogen auf eine Friedhofsfläche be-
stimmter Hektargrößen voraus, so, wie der Kläger sie zweifelsfrei für 
12,8 ha der Friedhöfe der Kirchengemeinde E. ausübt.

[37] b) Das Erfordernis einer Gesamtverantwortung für alle im Tätig-
keitsbereich eines Friedhofsverwalters anfallende Aufgaben auf Fried-
höfen mit bestimmten Hektargrößen ergibt sich aus dem Wortlaut der 
Vergütungsgruppen der Abt. 13 Anlage 1a KAT-NEK, sowie dem Tarif-
gefüge der Vergütungsgruppen der Abt. 13 „Friedhofsdienst“. Die Proto-
kollnotiz Nr. 2 fordert nicht nur das Merkmal der Verantwortung, sondern 
zusätzlich das Merkmal der „Leitung“. Dem Wortlaut der Protokollnotiz 
ist ferner zu entnehmen, dass der Friedhof verantwortlich geleitet wird. 
Hieraus ergibt sich, dass der komplexe Aufgabenbereich gemeint ist, der 
auf Friedhöfen von einem Friedhofsverwalter verantwortlich zu leiten 
ist. In der Protokollnotiz Nr. 2 heißt es gerade nicht, Friedhofsverwalter 
sind Angestellte, die auf Friedhöfen anfallende Aufgabenbereiche ver-
antwortlich leiten. Ebenso wenig heißt es in der Protokollnotiz, dass 
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Friedhofsverwalter Angestellte sind, die den Friedhof „ganz oder teilweise“ 
verantwortlich leiten. Nur bei derartigen, auf Teilverantwortung hindeu-
tende Formulierungen könnte eine Mitverantwortung für bestimmte 
Leistungen oder eine Alleinverantwortung für Teilaufgaben eines Fried-
hofsverwalters ausreichend sein, eine „verantwortliche Leitung“ im Sin-
ne der Protokollnotiz Nr. 2 zur Abt. 13 Anlage 1a KAT-NEK zu bejahen. 
Diese Formulierungen haben die Tarifvertragsparteien vorliegend jedoch 
gerade nicht gewählt, vielmehr die verantwortliche Leitung auf den 
Friedhof, und damit den Gesamttätigkeitsbereich bezogen.

[38] c) Das deckt sich mit der sich aus dem Wörterbuch ergebenden De-
finition der Formulierung „verantwortlich leiten“ im Sinne von „selbst-
ständig leiten“, „als verantwortlicher Vorgesetzter führen“, „an der Spitze 
stehen“, „die höchste Stellung innehaben, von der aus man die Tätigkeit 
aller Beteiligten maßgebend bestimmt und koordiniert, wobei man für 
den gesamten Erfolg oder Misserfolg verantwortlich ist“. Dieses Wort-
verständnis ergibt sich auch aus der von den Tarifvertragsparteien ge-
wählten Kombination der Formulierungen, dass „der Friedhof“ vom 
„Verwalter“ (jemand, der alle mit einer Sache zusammenhängenden An-
gelegenheiten erledigt) „verantwortlich“ „geleitet“ wird. Diese Wortwahl 
lässt eine Aufteilung in Teilaufgaben bzw. eine Untergliederung in Teil-
verantwortlichkeiten nicht zu. 

[39] d) Auch aus dem Gesamttarifgefüge ergibt sich im Übrigen nichts 
anderes. Das Tarifgefüge in den Vergütungsgruppen VIII bis II zeigt, 
dass unabhängig von der Größenordnung der von einem Friedhofsver-
walter verantwortlich zu leitenden Friedhofsfläche fachlich jeweils eine 
sich steigernde gärtnerische fachliche Qualifikation erforderlich ist. 
Während diese auf den Gartenbau bezogene besondere fachliche Qualifi-
kation des Friedhofsverwalters für jede die Eingruppierung eines Fried-
hofsverwalters regelnde Vergütungsgruppe Eingruppierungsvorausset-
zung ist, würde sie, wenn der Ansicht des Klägers Folge geleistet würde, 
bei der Ausübung der von ihm für die Landgemeinden verrichteten Teil-
aufgaben der „Abrechnung“ und „Registrierung“ keine maßgebliche Ein-
gruppierungsvoraussetzung darstellen. Denn es ist nicht ersichtlich, vor 
welchem tatsächlichen Hintergrund die Abrechnung und Registrierung 
eine Fachausbildung oder einer Fachausbildung vergleichbare Fähigkei-
ten im Gartenbaubereich erfordert. Bereits aus dieser Systematik wird 
ersichtlich, dass die Tarifvertragsparteien bei einem Friedhofsverwalter 
ausschließlich die Gesamtverantwortung für alle Aufgabenbereiche eines 
Friedhofsverwalters einschließlich des gärtnerischen Bereiches als Ein-
gruppierungsvoraussetzung wollten.

[40] Für den gesamten gärtnerischen Bereich, der ausweislich der in 
der Dienstanweisung vom 23.2.1999 aufgeführten Tätigkeitsbeschrei-
bung von Friedhofsverwaltern dem Umfang nach eine tragende Rolle 
spielt, ist der Kläger in den Landgemeinden gerade nicht zuständig. Er 
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trägt bzgl. der Landgemeinden weder die Verantwortung für den techni-
schen/gärtnerischen Bereich (Grab- und Friedhofspflege), den sachgemäßen 
und wirtschaftlichen Personaleinsatz auf den Friedhöfen/im Friedhofsamt 
mit entsprechender Dienst- und Fachaufsicht inkl. Arbeitszeiteinteilung/ 
Urlaubsplanung/Urlaubsgewährung pp., Pflege und Einsatz der techni-
schen Hilfsmittel, Kontrolle und Mängelbeseitigung bzgl. der Örtlichkei-
ten, Beratung anderer kirchlicher Friedhofsträger auf Anfrage, die Ver-
gabe von Grabstellen/Abwicklung von Beisetzungen, Teilnahme an den 
Sitzungen der Gremien auf Anfrage mit beratender Stimme. Der gesam-
te, für die Tätigkeit auf „Friedhöfen“ fachspezifische gärtnerische Tätig-
keitsbereich wurde dem Kläger für die Friedhöfe der Landgemeinden ge-
rade nicht übertragen.

[41] e) Im Übrigen ergibt sich auch aus dem Wortlaut der Dienstan-
weisung vom 23.2.1999, dass eine Tätigkeit als Friedhofsverwalter nicht 
nur Tätigkeiten in Teilbereichen des Friedhofswesens mit entsprechen-
der Verantwortung erfordert. Es heißt ausdrücklich unter II:

[42] „Von dem Friedhofsverwalter und Leiter sind sowohl technische und gärt-
nerische als auch organisatorische und verwaltungsmäßige Aufgaben zu erfüllen 
bzw. zu verantworten.“ 

[43] Der Kläger erfüllt im Hinblick auf die Tätigkeit für Landgemein-
den im Zusammenhang mit der Abrechnung und Registrierung jedoch 
nur verwaltungsmäßige Aufgaben im Sinne der Dienstanweisung.

[44] f) Soweit der Kläger anführt, aus dieser Dienstanweisung und dort 
insbesondere aus den unter Buchstabe e und l aufgeführten Aufgaben 
ergebe sich, dass zur Tätigkeit des Friedhofsverwalters die Abrechnung 
und Registrierung für Dritte gehöre, kann dieses als zutreffend unter-
stellt werden. Hieraus ergibt sich jedoch keineswegs, dass die Ausübung 
dieser Teiltätigkeit zu einer Erhöhung der verantwortlich zu leitenden 
Hektarfläche als Friedhofsverwalter führen soll, darf oder muss. Die 
Dienstanweisung listet lediglich die Einzelaufgaben eines Friedhofsver-
walters auf. Es ist eingruppierungsrechtlich allgemein anerkannt, dass 
nicht jede Teilaufgabe/jeder Arbeitsvorgang einer Gesamttätigkeit die 
gleiche Wertigkeit hat und haben muss. Der Kläger lässt den fachlichen 
Stellenwert seiner Teilaufgaben „Abrechnung und Registrierung für 
Dritte“ im Vergleich zum Stellenwert der sonstigen Aufgabenbereiche 
eines Friedhofsverwalters, die er verantwortlich leitend auszuüben hat, 
völlig unberücksichtigt. Jedenfalls fehlt hierzu jeglicher Vortrag. Er setzt 
die einzelnen Teilaufgaben sowohl in zeitlicher als auch in fachlicher 
Hinsicht in keinerlei Verhältnis zueinander. Es ist nicht ersichtlich, 
woraus sich aus dem reinen Zeitfaktor, der für diese Teilaufgabe aufge-
wandt wird, eine Verantwortung im tarifrechtlichen Sinne für eine ent-
sprechende Quote der Hektarfläche, auf die sich diese Teilaufgabe be-
zieht, ergeben soll.
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[45] Letztendlich bedarf es jedoch insoweit keiner weiteren Vertiefung, 
da, wie bereits dargelegt, maßgebende Voraussetzung für die Eingrup-
pierung eines Friedhofsverwalters im Sinne der Abt. 13 Anlage 1a KAT-
NEK ist, dass dieser nicht nur Teilaufgaben verantwortlich wahr nimmt, 
sondern für den gesamten anfallenden technischen, gärtnerischen, orga-
nisatorischen und verwaltungsmäßigen Aufgabenkomplex die leitende 
Verantwortung trägt.

[46] Insoweit ist auch unbeachtlich, was die Vertragsparteien in An-
bahnung der Umgruppierung des Klägers 1999 geschrieben, gemeint oder 
gewollt haben. Wie das Arbeitsgericht bereits zutreffend festgestellt hat, 
kommt nach der ständigen Rechtsprechung des BAG einer etwaigen 
Entscheidung des Arbeitgebers über eine Einstufung regelmäßige nur 
deklaratorische Bedeutung zu (vgl. BAG v. 9.2.1993 - AP Nr. 103 zu § 99 
BetrVG 1972). Sie ist nicht konstitutiv. Maßgeblich für die tarifvertrag-
liche Eingruppierung ist die tatsächlich ausgeübte Tätigkeit. Maßgebend 
ist nicht, wie die Parteien diese Tätigkeit subjektiv bewertet haben.

[47] Nach alledem war die Berufung zurückzuweisen. Das Arbeits-
gericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der Kläger ist nicht in Ver-
gütungsgruppe IVa Fallgruppe a Abt. 13 Anlage 1a KAT-NEK ein-
gruppiert, da er als Friedhofsverwalter keine verantwortlich leitende 
Tätigkeiten auf Friedhöfen ab 15 ha angelegter Fläche ohne Wirtschafts-
betrieb ausübt, sondern nur für Friedhöfe mit einer Fläche von 12,8 ha. 

4

Die Erhebung von Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe nach 
bremischem Kirchensteuerrecht ist verfassungskonform. Eine ver-
fassungswidrige Heranziehung des Ehegatten, der keiner steuerbe-
rechtigten Kirche angehört, zur Kirchensteuer liegt auch dann 
nicht vor, wenn sämtliche Einkünfte allein von ihm erzielt werden. 

Art./§§ 4 Abs. 1, 2 Abs. 1, 3 Abs. 1, 4 Abs. 1, 6 Abs. 1 GG, 26, 26b, 
32 Abs. 5 EStG, LPartG, 1360a BGB, 5 Abs. 1 Nr. 3 Brem.KiStG, 

FG Bremen, Urteil vom 14. Januar 2004 - 2 K 223/03 (1)1 - 

Die Beteiligten streiten über die Verfassungsmäßigkeit der Regelun-
gen über die Erhebung des besonderen Kirchgelds in glaubensverschie-
dener Ehe nach dem Bremischen Kirchensteuergesetz - Brem.KiStG -.

Die Klägerin ist verheiratet, Hausfrau und Mutter von zwei Kindern 
und war bis zu ihrem Kirchenaustritt am 26.2.2001 Mitglied der Bremi-
schen Evangelischen Kirche. Sie lebt auch in den Streitjahren 2000 und 

                                                          
1 EFG 2004, 587; StE 2004, 147 (LS). Das Urteil ist rechtskräftig. 
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2001 mit ihrem Ehemann, der keiner steuererhebenden Kirche angehört, 
zusammen.

Für die Streitjahre wählten beide Ehegatten die Zusammenveranla-
gung zur Einkommensteuer. Die Klägerin erzielte in den Streitjahren 
keine Einkünfte. Ihr Ehemann erzielte im Jahr 2000 Einkünfte in Höhe 
von insgesamt 195.918,- DM und im Jahr 2001 Einkünfte in Höhe von 
insgesamt 194.670,- DM.

Der Beklagte setzte mit Bescheid vom 18.10.2001 für den Veranla-
gungszeitraum 2000 gegenüber der Klägerin Kirchensteuer in Höhe von 
1.200,- DM in der Form des evangelischen Kirchgelds in glaubensver-
schiedener Ehe fest. Bei der Berechnung berücksichtigte er Freibeträge 
für zwei Kinder in Höhe von insgesamt 16.848,- DM und ging von einem 
gemeinsam zu versteuernden Einkommen von 168.873,- DM aus.

Für den Veranlagungszeitraum 2001 setzte der Beklagte mit Bescheid 
vom 28.1.2003, der den Bescheid vom 10.12.2002 änderte, gegenüber der 
Klägerin Kirchensteuer in Höhe von 200,- DM in der Form des evangeli-
schen Kirchgelds in glaubensverschiedener Ehe fest. Bei der Berechnung 
berücksichtigte er wiederum Freibeträge für zwei Kinder in Höhe von 
insgesamt 16.848,- DM und ging von einem gemeinsam zu versteuernden 
Einkommen von 164.492,- DM aus.

Gegen beide Bescheide legte die Klägerin Einsprüche ein, die sie wie 
folgt begründete: Die Festsetzung des besonderen Kirchgelds in glau-
bensverschiedener Ehe verstoße gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 
GG, weil die Erhebung ausschließlich im Wege der Einkommensteuer-
veranlagung erfolge. Dieses Verfahren sei willkürlich, denn hier werde 
die Auswahl der Steuerpflichtigen nach zufälligen Besteuerungsmerk-
malen ohne Rücksicht auf die steuerliche Leistungsfähigkeit vorgenom-
men. Allein der Umstand, dass Einkünfte erzielt würden, die nicht dem 
Lohnsteuerabzug unterlägen, mache eine Pflichtveranlagung zur Ein-
kommensteuer erforderlich und löse damit die Kirchensteuerpflicht aus, 
während ein verheirateter Arbeitnehmer, der nur Arbeitslohn beziehe, 
bei sonst ähnlichen Voraussetzungen und gleichem oder sogar höherem 
zu versteuernden Einkommen nicht zur Einkommensteuer veranlagt 
werde und deshalb vom besonderen Kirchgeld verschont bleibe. Die Klä-
gerin wies insoweit auf den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts - 
BVerfG - vom 29.10.1999 - 2 BvR 1264/90 - (BVerfGE 101, 132, BStBl. II 
2000, 155) hin, wonach bei der Umsatzsteuer die Steuerpflicht nicht von 
der Existenz berufsrechtlicher Regelungen abhängen dürfe, und auf den 
BVerfG-Beschluss vom 10.11.1999 - 2 BvR 2861/93 - (BVerfGE 101, 151, 
BStBl. II 2000, 160), wonach bei der Umsatzsteuer die Steuerpflicht 
nicht von der Unternehmensform abhängen dürfe. Außerdem trug die 
Klägerin zur Begründung ihrer Einsprüche unter Hinweis auf den weite-
ren BVerfG-Beschluss vom 22.6.1995 - 2 BvL 37/91 - (BVerfGE 93, 121, 
BStBl. II 1995, 655) vor, dass der Gesetzgeber die mit der Regelung des 



22 Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 

Besteuerungstatbestands getroffene Belastungsentscheidung folgerichtig 
im Sinne der Belastungsgleichheit umzusetzen habe. Das Gebot der fol-
gerichtigen Umsetzung der einmal getroffenen Belastungsentscheidung 
betreffe nicht nur den Gesetzesvollzug, sondern auch die Rechtspre-
chung, wenn für vergleichbare Sachverhalte und künftige Entwicklun-
gen offene steuerliche Tatbestandsmerkmale durch Auslegung zu kon-
kretisieren seien.

Dass ohne eine Veranlagung zur Einkommensteuer die für die Kir-
chensteuerfestsetzung erforderlichen Daten nicht so problemlos erhoben 
werden könnten, sei jedenfalls kein zureichender Grund für die derzeiti-
ge Regelung. Die allgemeine Pflichtveranlagung von Ehegatten mit ei-
nem zu versteuernden Einkommen von mehr als 54.000 DM gemäß § 46 
Abs. 1 EStG a.F. sei vor einigen Jahren abgeschafft worden und damit 
auch die Möglichkeit zur verfassungskonformen, d.h. gleichmäßigen Er-
hebung des besonderen Kirchgelds. Der bremische Gesetzgeber hätte die 
Einführung des besonderen Kirchgelds im Jahr 2000 dazu nutzen kön-
nen und müssen, die Grundlagen für eine gleichmäßige und damit ver-
fassungskonforme Erhebung des besonderen Kirchgelds zu schaffen. Ihre 
- der Klägerin - Auffassung, dass die bremischen Regelungen zum Kirch-
geld in glaubensverschiedener Ehe verfassungswidrig seien, weil sie Ein-
künfte, die nicht Arbeitnehmereinkünfte seien, schlechter stellten und 
außerdem - ähnlich wie bei der Spekulationsgewinnbesteuerung - ein 
Vollzugsdefizit bestehe, werde auch durch neuere BFH-Entscheidungen 
gestützt, z.B. Beschluss vom 14.4.2003 - XI B 226/02 - BFHE 202, 294, 
BStBl. II 2003, 708 - Kürzung Vorwegabzug; Beschluss vom 11.6.2003 - 
IX B 16/03 - BFHE 202, 53, BStBl. II 2003, 663 - verfassungswidrige 
Spekulationsgewinnbesteuerung; Vorlagebeschluss vom 16.7.2002 - IX R 
62/99 - BFHE 199, 451, BStBl. II 2003, 74 - Verfassungswidrigkeit des 
§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b EStG 1997.

Der Beklagte wies die Einsprüche der Klägerin am 4.8.2003 als unbe-
gründet zurück und verwies im Wesentlichen darauf, dass nach dem - der 
Klägerin in Kopie übersandten - Gerichtsbescheid des Finanzgerichts 
Bremen vom 6.5.2003 (2 K 28/03 (1), nicht rechtskräftig geworden) die 
Erhebung des besonderen Kirchgelds in glaubensverschiedener Ehe im 
Land Bremen nicht gegen Vorschriften des Grundgesetzes verstoße.

Mit ihrer hierauf erhobenen Klage lässt die Klägerin noch Folgendes 
vortragen:

Gemäß der Bekanntmachung über die Kirchensteuerbeschlüsse für das 
Steuerjahr (Kalenderjahr) 2000 (BStBl. I 2000, 352) sei das besondere 
Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe ausschließlich im Rahmen der 
Veranlagung zur Einkommensteuer zu erheben. Andere Erhebungsfor-
men seien nicht vorgesehen; die Erhebung im Rahmen des Lohnsteuer-
abzugs sei sogar ausdrücklich „nicht vorgesehen“. Da die Staffelung des 
besonderen Kirchgelds in glaubensverschiedener Ehe bei einem zu ver-
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steuernden Einkommen von mehr als 54.000 DM beginne, finde eine 
Festsetzung des besonderen Kirchgelds nur dann statt, wenn eine Ein-
kommensteuerveranlagung durchgeführt werde und das zu versteuernde 
Einkommen mehr als 54.000 DM betrage. Nach Aufbau und Systematik 
des Einkommensteuergesetzes - EStG - sei bei Arbeitnehmern durch den 
Lohnsteuerabzug die Einkommensteuer grundsätzlich abgegolten. Ge-
mäß § 46 Abs. 1 EStG in der bis zum Jahr 1995 geltenden Fassung sei 
allerdings bei verheirateten Arbeitnehmern eine Einkommensteuerver-
anlagung stets durchzuführen gewesen, wenn im Fall der Einkommen-
steuerermittlung nach § 32a Abs. 5 EStG das zu versteuernde Einkom-
men mehr als 54.000 DM betragen habe. Diese Regelung habe bis 
einschließlich 1989 insbesondere der Rückforderung der Arbeitnehmer-
Sparzulage von denjenigen Arbeitnehmern gedient, die die Einkunfts-
grenze von 27.000 DM bzw. 54.000 DM überschritten hätten; ab dem 
Jahr 1990 sei diese Notwendigkeit entfallen, weil die Arbeitnehmer-
Sparzulage nur noch auf Antrag und nach Ablauf des Kalenderjahrs von 
den Finanzämtern gewährt worden sei. Durch § 46 Abs. 1 EStG a.F. sei 
also sichergestellt gewesen, dass alle Arbeitnehmer, die die Einkom-
mensgrenze für die Festsetzung des besonderen Kirchgelds in glaubens-
verschiedener Ehe überschritten, auch tatsächlich erfasst worden seien. 
Ab dem Jahr 1996 sei dieser Abs. 1 des § 46 EStG ersatzlos gestrichen 
worden. Seitdem werde eine Einkommensteuerveranlagung bei Arbeit-
nehmern normalerweise nicht durchgeführt, sondern nur noch in den in 
§ 46 Abs. 2 EStG abschließend aufgezählten Ausnahmefällen. Das heiße, 
dass ein großer Teil der Arbeitnehmer, die die Einkommensgrenze von 
54.000 DM überschritten, seit dem Jahr 1996 nicht mehr zwangsläufig 
zur Einkommensteuer veranlagt würde und dass bei ihnen folglich auch 
kein besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe festgesetzt 
werden könne. Dieser Umstand sei zum Zeitpunkt der Kirchensteuerbe-
schlüsse für das Steuerjahr 2000 - der erstmaligen Einführung des be-
sonderen Kirchgelds in glaubensverschiedener Ehe in Bremen - bekannt 
gewesen. Die Rechtsprechung habe sich zwar schon mehrfach mit der 
Frage eines möglichen Verfassungsverstoßes der Regelungen zum be-
sonderen Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe - die in anderen Bun-
desländern ja schon seit längerem existierten - auseinandergesetzt. Da-
bei sei jedoch nie die Frage der verfassungswidrigen Erhebung wegen 
Anknüpfung an die Veranlagung behandelt worden. Auch das Finanzge-
richt Bremen habe diese Frage in der vom Beklagten zitierten Entschei-
dung vom 6.5.2003 (- 2 K 28/03 (1) - nicht rechtskräftig geworden) nicht 
angesprochen.

Dem Gesetzgeber stehe zwar ein Gestaltungsrecht auch hinsichtlich 
der Erhebungsform von Steuern zu, dieses Recht werde jedoch dann ein-
geschränkt, wenn praktisch gleiche Sachverhalte ohne sachlichen Grund 
unterschiedlich geregelt würden. Die Kirche habe es versäumt, die Ein-
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führung des besonderen Kirchgelds in Bremen im Jahr 2000 dazu zu 
nutzen, die Grundlagen für eine gleichmäßige und damit verfassungs-
konforme Erhebung zu schaffen, z.B. durch Kontrollmitteilungen der Ar-
beitgeber, durch Aufforderung an den Bundesgesetzgeber, den allgemei-
nen Pflichtveranlagungstatbestand gemäß § 46 Abs. 1 EStG a.F. wieder 
einzuführen, oder - wie dies mittlerweile bei neu in die Bremischen Kir-
chen eintretenden Personen geschehe - durch Ermittlung der für die 
Festsetzung von besonderem Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 
erforderlichen Daten bei den Kirchenmitgliedern mittels eines Frage-
bogens. Folglich verstoße die Erhebung des besonderen Kirchgelds in der 
derzeitigen Form gegen das Grundgesetz.

Das strukturelle Vollzugsdefizit beim besonderen Kirchgeld in glau-
bensverschiedener Ehe sei auch erheblich. Zwar könnten über den ge-
nauen Umfang nur Mutmaßungen angestellt werden. Es dürfte sich aber 
um eine ernstzunehmende Anzahl und nicht nur um Einzelfälle handeln, 
zumal das Vollzugsdefizit nicht nur in Bremen, sondern bundesweit be-
stehe.

Auch der Hinweis des Beklagten auf das Wahlrecht zur getrennten 
Veranlagung gemäß § 26b EStG zur Vermeidung des besonderen Kirch-
gelds in glaubensverschiedener Ehe greife nicht, da die getrennte Veran-
lagung in den hier einschlägigen Fällen zwar zur deutlichen Reduzierung 
des besonderen Kirchgelds führe, jedoch um den Preis einer höheren 
Einkommensteuer, die die Kirchensteuerersparnis noch übertreffe. Der 
Grundrechtsverstoß bleibe bestehen, weil bei einem Arbeitnehmer mit 
Steuerklasse III und nichtmitarbeitender Ehefrau die Einkommensteuer 
durch den Lohnsteuerabzug abgegolten sei, und zwar in der Höhe, wie 
sie bei Zusammenveranlagung anfalle, und ohne das besondere Kirch-
geld in glaubensverschiedener Ehe, weil ja keine Veranlagung durchzu-
führen sei. Das gelte sinngemäß auch für die sog. Antragsveranlagung, 
jedoch mit der Besonderheit, dass hier die Steuerpflichtigen den Antrag 
zurücknehmen könnten, um der Kirchgeldfestsetzung zu entgehen. Auch 
hier sei der Grundrechtsverstoß festzustellen, da z.B. das Geltendmachen 
von Werbungskosten (z.B. Reisekosten) nur im Wege der Veranlagung 
möglich sei - mit der Folge der Erhebung von besonderem Kirchgeld -, 
während bei entsprechender steuerfreier Erstattung von Reisekosten 
und gleichem zu versteuernden Einkommen keine Veranlagung durchge-
führt und auch kein besonderes Kirchgeld festgesetzt werde.

Der Beklagte teilt nicht die Auffassung der Klägerin, dass hinsichtlich 
der Kirchgeldregelung ein strukturelles Vollzugsdefizit gegeben sei. 
Nach dem Vorlagebeschluss des BFH vom 16.7.2002 (IX R 62/99, BFHE 
199, 451, BStBl. II 2003, 74) sei eine Vorschrift verfassungswidrig, wenn 
der Besteuerungstatbestand weitgehend nicht durchgesetzt werden kön-
ne und dieses Ergebnis dem Gesetzgeber zuzurechnen sei. Hinsichtlich 
des besonderen Kirchgelds könne keine Rede davon sein, dass dieses 


